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Auslegeordnung: Verleger und die Publikationen, deren Zukunft sie
ohne Förderung in Frage gestellt sehen.
CVP-Nagelprobe steht noch bevor
se. Die CVP gehe als «klassische Zentrumspar-
tei» gestärkt aus dem vergangenen Wahl-
wochenende hervor, freut sich das General-
sekretariat der CVP Schweiz in einem Commu-
niqué vom Montag: Die «neue Marke CVP»
komme bei den Wählern gut an. Tatsächlich
sieht die Bilanz der CVP bei kantonalen und
kommunalen Wahlen seit dem programmati-
schen «Aufbruch» vom Herbst 2004 recht gut
aus. Neben dem Gewinn von Exekutivmandaten
im Kanton und in der Stadt Zürich vermochte
sie teilweise auch bei Parlamentswahlen zuzu-
legen, namentlich im Aargau. Diesen Erfolgen
ist indes gemein, dass sie im urbanen Mittelland
erfolgt sind. Ob das neue Leitbild den Abwärts-
trend auch in den ländlichen, eher konservativen
Stammlanden umzukehren vermag, muss sich
noch weisen. Dort wird sich die CVP jedenfalls
kaum – wie etwa in Zürich – im Schulterschluss
mit der SP gegen die SVP behaupten können.
Angst vor einem Kahlschlag im Blätterwald
Kleinverleger und NGO für Beibehaltung der Presseförderung
(sda)/ras. Einen Kahlschlag im Schweizer Blät-
terwald befürchten kleine Zeitungsverlage und
Vertreter der Mitgliederpresse. An einer Medien-
orientierung in Bern sagten sie, dass die meisten
kleinen und mittleren Verlage aufgeben müssten,
wenn die heute geltende indirekte Presseförde-
rung aufgehoben würde. Dann könne die Bevöl-
kerung über lokale Ereignisse nicht mehr umfas-
send informiert werden.

Dreimal höhere Versandkosten
Kathrin Spross, Verlegerin des «Anzeigers der
Stadt Kloten», rechnet mit dreimal höheren Ver-
sandkosten, wenn sie ihr Blatt zum üblichen Tarif
von der Post verteilen lassen müsste. Der Ge-
samtaufwand für ihren Betrieb würde sich da-
durch um fünf Prozent erhöhen. Guido Blumer,
Verleger des Winterthurer «Stadtblatts», zeigte
sich entsetzt über den Präsidenten des Verbands
Schweizer Presse, Hanspeter Lebrument, der An-
fang Jahr sagte, er wolle auf die Presseförderung
verzichten. Seine Äusserung war allerdings nicht
mit dem Verband abgesprochen.

Betroffen wären auch die Mitgliederzeitschrif-
ten von Non-Profit-Organisationen wie Fachver-
bänden, Kirchen, Parteien und Nichtregierungs-
organisationen. National und sprachregional wer-
den 900 Titel von solchen Organisationen ver-
breitet, insgesamt sind es wesentlich mehr. Mit-
gliederzeitschriften leisteten einen Beitrag zur
Vielfalt der Schweizer Medienlandschaft, sagte
Gerhard Grossglauser, Geschäftsleiter der Stif-
tung für das cerebral gelähmte Kind. Als Ergän-
zung zu den kommerziellen Medien förderten sie
die Meinungsbildung und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Noch weiter geht Pierre Zwah-
len, Mediensprecher des Kinderhilfswerks Terre
des hommes: Ohne die Presseförderung würde
die Reichhaltigkeit von Verbänden und Institu-
tionen in der Schweiz beeinträchtigt und damit
verschwände ein Teil der lebendigen Demokra-
tie, sagte er warnend. Bei Terre des hommes wür-
den Mehrkosten von über 100�000 Franken anfal-
len – dieses Geld würde dann bei der Hilfe für
Kinder fehlen.

Die Koalition von Verlagen und Mitglieder-
presse fordert darum vom Parlament, die in-
direkte Presseförderung beizubehalten. Darüber
ist unter der Bundeshauskuppel derzeit ein Tau-
ziehen im Gang. Vorläufig beteiligen sich Bund,
Verlage und Post an der Verbilli-
gung der Zeitungstransporttaxen.
Vom Bund kommen heute noch
80 Millionen Franken pro Jahr.
Mit dem Entlastungsprogramm
2003 hat das Parlament dieses so-
genannte Drittelsmodell aber bis
2007 befristet.

Hindernis Schuldenbremse
Zwar scheiterte letztes Jahr ein
Vorstoss für die direkte Subven-
tionierung von Presseerzeugnis-
sen am Widerstand des Stände-
rats. Beide Kammern überwiesen
daraufhin jedoch eine Motion,
die eine gezieltere Beteiligung
des Bundes an den Verteilungs-
kosten verlangt. Der Bundesrat
lehnt die Erfüllung des Vorstos-
ses allerdings ab. Das Parlament
habe den Verzicht auf die in-
direkte Presseförderung selbst
beschlossen, argumentierte die
Regierung. Wenn auf die Einspa-
rungen verzichtet würde, müssten
die Mehrkosten wegen der Schul-
denbremse anderswo kompen-
siert werden. Hängig ist zudem
eine parlamentarische Initiative
des Berner SVP-Nationalrats Ru-
dolf Joder. Sie verlangt die Fest-
schreibung eines einheitlichen
Zeitungstransporttarifs auf heuti-
gem Niveau. Über diesen Vor-
schlag will die Staatspolitische
Kommission des Nationalrats
nächste Woche beraten.
PD
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Alles rund ums Essen
Fondation Alimentarium, Vevey

fsi. Der Alltag schreibt nicht nur die besten Ge-
schichten, er liefert auch dankbare Ausstellungs-
themen. Und was ist alltäglicher als die mensch-
liche Ernährung, als der Anbau und der Einkauf,
die Zubereitung, der Verzehr und das Verdauen
von Speisen? Seit der Eröffnung 1985 widmet sich
das Alimentarium in Vevey diesem zentralen
Aspekt unseres Daseins. Sein Geldgeber ist der
Nahrungsmittelriese Nestlé, der im Städtchen am
Genfersee den Konzernsitz hat. Er steuert jähr-
lich 3,2 Millionen Franken zum 3,7-Millionen-
Budget des Hauses bei. 65 Personen arbeiten –
vorwiegend als Teilzeitangestellte – in dem Mu-
seum im früheren Verwaltungsgebäude von Nest-
lé direkt an der Seepromenade. Im vergangenen
Jahr empfingen sie rund 65�000 Besucher.

Kein Werbefenster des Sponsors
«Wir sind kein Firmenmuseum, sondern ein von
einer Firma gesponsertes Museum mit internatio-
naler Ausrichtung.» Auf diese Feststellung legt
Direktor Martin R.�Schärer grossen Wert. «Na-
türlich tragen wir auch zum Markenimage bei.
Doch unsere Aufgabe ist es nicht, den Absatz von
Nestlé-Produkten zu fördern, sondern ein allge-
meines Ernährungsmuseum zu betreiben.»

Im zehnköpfigen Stiftungsrat sitzen nicht nur
Vertreter von Nestlé, sondern auch solche von
lokaler und kantonaler Verwaltung, aus dem uni-
versitären Bereich sowie des Bundes. Das Vogel-
nest-Logo des Mitte des 19.�Jahrhunderts vom
aus Frankfurt eingewanderten Heinrich Nestle
(damals noch ohne Accent aigu über dem zweiten
e) gegründeten heutigen Weltkonzerns prangt
nur ganz diskret beim Eingang und geradezu ver-
schämt klein auf Prospekten und hauseigenen
Publikationen des Alimentariums. Und der an
Bemerkens- und Ausstellungswertem gewiss
nicht armen Unternehmensgeschichte ist bloss
ein einziger Raum gewidmet: Das ist Public Rela-
tions der hohen Schule, die das Publikum nicht
mit klobiger Aufdringlichkeit abschreckt und ver-
ärgert, sondern mit vornehm-bescheidener Zu-
rückhaltung für sich einzunehmen weiss.

Workshops und Kindergeburtstage
Die permanente Ausstellung mit einer Fläche von
800 Quadratmetern widmet sich den Bereichen
Kochen, Essen, Einkaufen und Verdauen. Vor-
mittägliche Besucher zieht es in der Regel zuerst
in die Küche, wo allerlei Gerätschaften nicht nur
betrachtet, sondern auch – wie fast alle Ausstel-
lungsstücke im Alimentarium – angefasst und
ausprobiert werden können. Hier darf man der
Küchenmannschaft bei der Zubereitung des Me-
nus fürs Museumsrestaurant über die Schultern
schauen. Die Köche sind Berufsschullehrer, die
ein oder zwei Tage in der Woche im Alimenta-
rium am Herd stehen und gewohnt sind, während
der Arbeit Erklärungen abzugeben.

In der Küche werden auch Workshops ange-
boten, deren Teilnehmer sich Fertigkeiten für die
Herstellung des jeweiligen Einheitsmenus aneig-
nen können. Dieses kostet 16 Franken, und für
Kinder und Jugendliche gibt's sogar Rabatt: So
günstig kommt man selten zu einer dreigängigen
Mahlzeit, deren Zutaten inklusive Brot sämtliche
hausgemacht sind und zum Teil sogar aus dem
eigenen Garten stammen. Alle zwei Monate wird
das Menu gewechselt. Bis Ende Februar noch
steht eine Varietät italienischer Teigwaren auf
der Karte. Die Kursteilnehmer lernen deshalb die
Herstellung von frischer Pasta. Rezeptsammlun-
gen dagegen will man nicht anbieten, genauso
wenig wie Ernährungsberatung oder Diäthilfe.
«Das ist nicht unsere Aufgabe», betont Schärer.
«Wir geben keine Ratschläge, sondern liefern
Basisinformationen über die Ernährung.»

Kochen als Spiel
Die Abteilung Essen befasst sich mit Tischsitten,
Gedecken und Ernährungsmustern. Im Bereich
Einkaufen erfährt man vieles über die Geschichte
der Nahrung – von den Anfängen der Landwirt-
schaft über den Transport und Handel von
Lebensmitteln bis zur heutigen Speisenvielfalt.
Ein weiterer Sektor schliesslich widmet sich dem
«Abenteuer Verdauung». Hier können die Besu-
cher ihre Sinne testen, den Verdauungstrakt in
einem 3-D-Film erkunden oder am Computer das
persönliche Ernährungsprofil erstellen.

Dazu kommen jährlich wechselnde Sonder-
ausstellungen, die in der Regel von der Karwoche
bis in den Januar hinein dauern. Die nächste wird
der Banane gewidmet sein. Und für die Kleinen
gibt's im Untergeschoss eine eigene Abteilung, in
der sie unter Anleitung kochen und spielerisch
die Hintergründe der Ernährung entdecken kön-
nen. Hier werden auch gegen 300 Kindergeburts-
tage im Jahr gefeiert, deren Gäste den Kuchen
gleich selber backen dürfen. Das ist Museums-
spass pur, wenn auch leider bloss auf Französisch.

Alimentarium, Quai Perdonnet, 1800 Vevey. Dienstag bis Sonn-
tag 10 bis 18 Uhr. Erwachsene Fr. 10.–, Studenten, Lehrlinge,
AHV Fr. 8.–, Schulen sowie Kinder und Jugendliche bis 16 Jahre
gratis. www.alimentarium.ch. – www.nzz.ch/ausgestellt.
Liberal, sozial – noch christlich?
Eine Annäherung an das neue programmatische Leitbild der CVP

Von Markus Arnold*
Das CVP-Etikett «liberal-sozial» lässt
Fragen offen: «Liberal» passt kaum ins
katholische Weltbild, und «sozial» tönt
wenig bürgerlich (vgl. NZZ 14.�1.�06).
Der Autor dieses Artikels deutet das Leit-
bild als christlich motivierte Alternative
zum gängigen Links-Rechts-Schema.

Im Parteiprogramm vom September 2004 positio-
nierte sich die CVP als liberal-soziale überkonfes-
sionelle christliche Wertepartei. Sie hat damit
einen pragmatischen Ansatz gefunden, ihr Ver-
ständnis des C ins Parteienspektrum einzubrin-
gen, ohne weiterhin die inzwischen nichtssagen-
den Begriffe wie «bürgerlich» oder «Mitte» zu
verwenden. Viele, welche diese bewährte Rheto-
rik nur ungern aufgeben, mag dies schmerzen.
Der Verzicht auf abgedroschene Begriffe kann
indes befreien, die eigene Position grundsätzlich
neu zu überdenken. Allerdings sind die Begriffe
liberal und sozial auch nicht neu. Die Versuchung
besteht, sie als ideologischen Selbstbedienungs-
laden je nach Interessenlage zu verwenden.

Galater- und Römerbrief
Beim Partnerschaftsgesetz war man liberal und
sozial zugleich, beim Arbeitsgesetz wurde der
liberale Akzent gesetzt. Doch wie bewältigt man
zum Beispiel die Forderung nach der Liberalisie-
rung des Haschischkonsums? Damit tun sich auch
andere liberale Parteien schwer. Dazu kommt,
dass inzwischen von Kirchen und kirchlichen
Gruppierungen das C vermehrt in Frage gestellt
wird. Die CVP steht zunehmend unter Druck,
sich als glaubwürdige christliche Partei zu legiti-
mieren. Eine Begriffsklärung tut not.

Dies ist meines Erachtens keine lästige Pflicht,
sondern eine faszinierende Aufgabe. Entschei-
dend ist dabei, dass der Bindestrich zwischen libe-
ral und sozial nicht unterschlagen wird. Liberal-
soziale Werthaltungen entsprechen christlicher
Tradition. Sie haben nichts zu tun mit dem Ver-
such, Liberalismus und Sozialismus miteinander
zu versöhnen. Ausgangspunkt der Begriffsklä-
rung muss die biblische Grundeinsicht sein, dass
Liebe und Freiheit zusammen zu denken sind und
nie die eine ohne die andere zum Gestaltungs-
prinzip gemeinschaftlichen Lebens werden darf.

Subsidiarität als katholisches Prinzip
Von der katholischen Tradition geprägte CVP-
Politiker tun sich allerdings mit «liberal» eher
schwer. Das hat sich bei der Luzerner CVP ge-
zeigt, welche mit diesem Begriff immer noch un-
gute Erinnerungen an den Kulturkampf verbin-
det. Gerade die ökumenische Öffnung der Partei
bietet aber die Chance, die andere grosse christ-
liche Traditionslinie zu reflektieren, welche die
Bibel aus der Perspektive der Schriften des Apo-
stels Paulus deutet. Als Pflichtlektüre für christ-
lich Politisierende empfehlen sich vor allem der
Galater- und der Römerbrief. Einen Höhepunkt
fand diese Tradition in der Theologie Martin
Luthers: Hier findet sich das markante Plädoyer
für die Freiheit jedes Christenmenschen, das aber
immer eine Freiheit zur Ermöglichung eines noch
grösseren sozialen Mehrwerts ist.

Das ist auch der katholischen Tradition an und
für sich gar nicht so fremd. Allerdings tat sie sich
in der jüngeren Tradition doch eher schwer da-
mit, vor allem im innerkirchlichen Bereich. In der
Tradition ihrer Soziallehre hat sie sich mit dem
Subsidiaritätsprinzip vorsichtig der Moderne an-
genähert. Der Gedanke der Subsidiarität ist alt.
Als Prinzip wurde sie zuerst von Abraham Lin-
coln formuliert. 1931 erhielt sie päpstliche Auto-
rität und hat seither als «katholisches Prinzip»
Karriere gemacht. Subsidiarität fordert den Re-
spekt gegenüber den untergeordneten Ebenen.
Diese sollen in ihrem Handeln von oben nicht be-
hindert werden, wenn sie die ihnen gestellten
Aufgaben aus eigener Kraft bewältigen können.
Damit ist implizit der Gedanke der Eigenverant-
wortung und damit der Mündigkeit der mensch-
lichen Person enthalten. Dies entspricht einem
Menschenbild, in welchem freie und vernünftige
Subjekte nach besten Kräften ihre Zukunft selbst
gestalten. Ratifiziert wurde dieses Bild des auto-
nom handelnden Menschen auch am Zweiten
Vatikanischen Konzil.

Allerdings: Subsidiarität darf nie zum Egois-
mus verkommen. Grundlegend ist immer auch
die Sicht fürs Ganze. Darum bedarf sie des ergän-
zenden Gestaltungsprinzips der Solidarität. Wo-
mit wir wieder beim Bindestrich zwischen liberal
und sozial angelangt sind. Eigeninitiative soll
immer wieder ermöglicht werden, Staatstätigkeit
soll eingegrenzt werden – aber nur bis zu dem
Punkt, an dem Menschen nicht ständig auf der
Verliererseite stehen. Denn auch dies ist eines der
Basics biblischer und christlicher Tradition: Mass-
stab des Gelingens christlicher Politik ist die
Sorge für die Armen. Dass diesen ebenfalls dann
am besten geholfen ist, wenn sie möglichst bald
ihr Geschick in die eigenen Hände nehmen kön-
nen und nicht als Unmündige von oben versorgt
werden, entspricht dem grundsätzlichen Respekt
gegenüber jedem einzelnen Menschen.

C-Partei oder «LSP»?
Zurück zur CVP: Sie hat sich mit dem neuen Par-
teiprogramm tatsächlich eine Basis geschaffen,
ihr C nochmals neu zu überdenken. Liberal-
soziale Politik kann als christlich motivierte Poli-
tik eine Alternative zum gängigen Links-Rechts-
Schema darstellen, ohne einen schwammigen Be-
griff der Mitte bemühen zu müssen. Vorausset-
zung ist indes eine ehrliche und intensive Refle-
xion der eigenen Wurzeln und Grundlagen. Diese
steht noch aus. Mit liberal-sozial wurde die christ-
liche Tradition – reformiert wie katholisch – auf
einen prägnanten Begriff gebracht. Wird er ver-
tieft, kann er zum Profil einer Partei werden, die
in ihren politischen Entscheiden klare Konturen
hat und so auch berechenbar wird. Die Ver-
suchung ist allerdings gross, sich nach den ersten
Erfolgen einmal etwas liberal und dann hin und
wieder auch sozial durch den politischen Alltag
zu schlängeln. Längerfristig würden damit jene
Vorurteile neue Nahrung erhalten, die früher der
Partei geschadet haben.

Bleibt noch die Gretchenfrage: Soll «christ-
lich» noch den Parteinamen zieren? Analog zum
anonymen Christentum des Theologen Karl Rah-
ner könnte die Partei auch als liberal-soziale
«LSP» eine anonyme christliche Partei werden,
die ihre Wurzeln diskret verschweigt. Diese
Alternative wird ebenfalls diskutiert, stösst aber
parteiintern noch auf wenig Resonanz. Hier geht
es letztlich um die Frage der Identität, deren Be-
antwortung nur durch einen länger dauernden
Reflexionsprozess unter Einbezug der Basis ge-
funden werden kann. Sicher ist: Bei den kommen-
den Wahlen wird man immer noch mit der CVP
als liberal-sozialer Partei rechnen müssen.
*�Der Autor ist Theologe und Dozent für Ethik an der Univer-
sität Luzern sowie Präsident der CVP des Kantons Zürich.
Wieder zu viel Feinstaub
Wetterabhängigkeit der Konzentration

Bern, 13.�Febr. (sda) Nach vier Tagen mit einiger-
massen sauberer Luft ist die Feinstaubkonzentra-
tion am Montag wieder angestiegen. An vier
Messstationen wurde der Grenzwert von 50
Mikrogramm pro Kubikmeter überschritten. Die
Station in Bern registrierte um 17 Uhr einen
Tagesmittelwert von 88 Mikrogramm Feinstaub
pro Kubikmeter Luft, jene in Lausanne 79. Auch
in Zürich und Härkingen (Kanton Solothurn)
wurde der Grenzwert überschritten. Eine Kalt-
luftfront hatte Ende vergangener Woche die alar-
mierend hohe Feinstaubkonzentration der letzten
Wochen aufgelöst. Am Montag herrschten über
Teilen der Schweiz aber schon wieder eine Inver-
sionslage und Windstille, was das Ansteigen der
Schadstoffwerte begünstigte. Konzentrationen
wie neulich sollten aber ausbleiben: Von Westen
her ist eine weitere Front im Anzug.
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